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Es wird kälter!
Ein Kommentar von Hugo Müller

Die Staatsfinanzen sind marode. Steuereinnahmen brechen weg. Spa-Die Staatsfinanzen sind marode. Steuereinnahmen brechen weg. Spa-Die Staatsfinanzen sind marode. Steuereinnahmen brechen weg. Spa-Die Staatsfinanzen sind marode. Steuereinnahmen brechen weg. Spa-Die Staatsfinanzen sind marode. Steuereinnahmen brechen weg. Spa-
ren ist angesagt. Beschäftigte des Öffentlichen Dienstes verzich-ren ist angesagt. Beschäftigte des Öffentlichen Dienstes verzich-ren ist angesagt. Beschäftigte des Öffentlichen Dienstes verzich-ren ist angesagt. Beschäftigte des Öffentlichen Dienstes verzich-ren ist angesagt. Beschäftigte des Öffentlichen Dienstes verzich-
ten auf Lohn- und Gehaltsteile, arbeiten länger und beteiligenten auf Lohn- und Gehaltsteile, arbeiten länger und beteiligenten auf Lohn- und Gehaltsteile, arbeiten länger und beteiligenten auf Lohn- und Gehaltsteile, arbeiten länger und beteiligenten auf Lohn- und Gehaltsteile, arbeiten länger und beteiligen
sich selbst stärker an Gesundheits- oder Altersvorsorge. So lau-sich selbst stärker an Gesundheits- oder Altersvorsorge. So lau-sich selbst stärker an Gesundheits- oder Altersvorsorge. So lau-sich selbst stärker an Gesundheits- oder Altersvorsorge. So lau-sich selbst stärker an Gesundheits- oder Altersvorsorge. So lau-
tet die einfach und „kreative“ Logik unserer Politiker, wenn’stet die einfach und „kreative“ Logik unserer Politiker, wenn’stet die einfach und „kreative“ Logik unserer Politiker, wenn’stet die einfach und „kreative“ Logik unserer Politiker, wenn’stet die einfach und „kreative“ Logik unserer Politiker, wenn’s
eng wird. Und eine Kuh zu melken, die sich nicht wehrt, ist jaeng wird. Und eine Kuh zu melken, die sich nicht wehrt, ist jaeng wird. Und eine Kuh zu melken, die sich nicht wehrt, ist jaeng wird. Und eine Kuh zu melken, die sich nicht wehrt, ist jaeng wird. Und eine Kuh zu melken, die sich nicht wehrt, ist ja
auch einfach. Aber wir sagen jetzt: So geht es nicht mehr! Jetztauch einfach. Aber wir sagen jetzt: So geht es nicht mehr! Jetztauch einfach. Aber wir sagen jetzt: So geht es nicht mehr! Jetztauch einfach. Aber wir sagen jetzt: So geht es nicht mehr! Jetztauch einfach. Aber wir sagen jetzt: So geht es nicht mehr! Jetzt
stellen wir uns quer und machen einen „Aufstand der Ordnungshü-stellen wir uns quer und machen einen „Aufstand der Ordnungshü-stellen wir uns quer und machen einen „Aufstand der Ordnungshü-stellen wir uns quer und machen einen „Aufstand der Ordnungshü-stellen wir uns quer und machen einen „Aufstand der Ordnungshü-
ter“. Wir in der GdP werden bis zum Äußersten gehen, auch wenn ester“. Wir in der GdP werden bis zum Äußersten gehen, auch wenn ester“. Wir in der GdP werden bis zum Äußersten gehen, auch wenn ester“. Wir in der GdP werden bis zum Äußersten gehen, auch wenn ester“. Wir in der GdP werden bis zum Äußersten gehen, auch wenn es
„kälter“ wird. Das Schwingen der Disziplinar-Keule oder morali-„kälter“ wird. Das Schwingen der Disziplinar-Keule oder morali-„kälter“ wird. Das Schwingen der Disziplinar-Keule oder morali-„kälter“ wird. Das Schwingen der Disziplinar-Keule oder morali-„kälter“ wird. Das Schwingen der Disziplinar-Keule oder morali-
sche Vorwürfe, wie sie jetzt schon zu Hauf gemacht werden, ändernsche Vorwürfe, wie sie jetzt schon zu Hauf gemacht werden, ändernsche Vorwürfe, wie sie jetzt schon zu Hauf gemacht werden, ändernsche Vorwürfe, wie sie jetzt schon zu Hauf gemacht werden, ändernsche Vorwürfe, wie sie jetzt schon zu Hauf gemacht werden, ändern
daran nichts. Wer als öffentlicher Arbeitgeber sozialen Raubbaudaran nichts. Wer als öffentlicher Arbeitgeber sozialen Raubbaudaran nichts. Wer als öffentlicher Arbeitgeber sozialen Raubbaudaran nichts. Wer als öffentlicher Arbeitgeber sozialen Raubbaudaran nichts. Wer als öffentlicher Arbeitgeber sozialen Raubbau
bei seinen Beschäftigten betreibt, wird einen heißen Tanz erle-bei seinen Beschäftigten betreibt, wird einen heißen Tanz erle-bei seinen Beschäftigten betreibt, wird einen heißen Tanz erle-bei seinen Beschäftigten betreibt, wird einen heißen Tanz erle-bei seinen Beschäftigten betreibt, wird einen heißen Tanz erle-
ben. Dafür steht jetzt die GdP!ben. Dafür steht jetzt die GdP!ben. Dafür steht jetzt die GdP!ben. Dafür steht jetzt die GdP!ben. Dafür steht jetzt die GdP!

(Red) „Keine Knöllchen mehr!
Polizei droht mit Bußgeld-Streik!

Für Falschparker, Verkehrs-
rowdys und Kleinganoven könn-
te es Deutschlands schönster
Streik werden: Wenn es nach dem
Willen der Gewerkschaft der Po-
lizei (GdP) geht, werden die Hü-
ter von Recht und Ordnung bald
nur noch Dienst nach Vorschrift
machen. „In einigen Polizei-
dienststellen wird es sehr leer
werden. Verfahren, bei denen es
nicht um Leben und Tod geht,
können durchaus liegen bleiben“,
so GdP-Vorsitzender Konrad Frei-
berg“, schrieb die Bild am Sonn-
tag am 1. Dezember 2002.

Die Lage ist ernst wie nie! Für
die Beschäftigten und Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes
stellen die von den öffentlichen
Arbeitgebern beabsichtigten
Maßnahmen (Öffnungsklausel,
Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit, Kürzungen der Beihilfe usw.)
einen Sozialabbau von bislang
unbekanntem Ausmaß und die
Aushöhlung des Beamtenrechts
dar. Aus diesem Grunde hat die
GdP Kampfmaßnahmen geplant
(siehe abgedruckte Flugblätter),
die unter die Haut gehen und in
ansteigenden Eskalationsstufen
angelegt sind. Beginnen werden
wir mit Großdemonstrationen in

allen Bundes-
l ä n d e r ,
S c h r e i b e n
und Gesprä-
che an und
mit allen Po-
litikern und
Ministerprä-
sidenten bis
letztendlich
hin zu Streik-
maßnahmen.

Bei Er-
scheinen die-
ser Ausgabe
wird die
Großdemon-

stration am 17. Dezember 2002 in
Saarbrücken bereits erfolgt sein.
Gemeinsam mit den GdP-Kolle-
ginnen und Kollegen  aus Rhein-
land Pfalz und vom BGS werden
wir im Verbund mit den anderen
ÖD-Gewerkschaften und den
Schwester-Gewerkschaften des
DGB (IG-Metall, IGBCE usw.)
machtvoll gezeigt haben, wie
ernst uns allen der Protest ist. Das
Orga-Team um Christof Baltes
hat bereits einen großen
Aktionenplan erstellt, der zum
Einsatz kommt, wenn unsere De-
monstrationen nicht genutzt ha-
ben sollten. Dass in den Medien
und in der Politik unser Protest

bereits im Vorfeld ernst genom-
men wird, zeigt die Veröffentli-
chung in der Bild am Sonntag auf
der Titelseite in halbseitigem For-
mat und auch die nachfolgend
abgedruckten Aussagen von Po-
litikern.

Politikerschelte

Die Innenminister der Länder
halten einen Bummelstreik der
Polizei für rechtswidrig. Bayerns
Innenminister Günther Beckstein
(59, CSU): „Der Zorn von Beam-
ten ist berechtigt, wenn sie allein
besondere Opfer bringen sollen.
Sparmaßnahmen müssen für alle
gelten. Doch ein Bummelstreik
der Polizei wäre für die Bürger
nicht erträglich, wenn sie zum

Hugo Müller

Titelzeile Bild am Sonntag vom 1. Dezember 2002
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Beispiel nach einem Notruf län-
ger warten müssen. Ich werde es
nicht hinnehmen, wenn ein Poli-
zist im Einsatz Überstunden ver-
weigert. Überstunden können
nämlich angeordnet werden.
Wenn ein Beamter die Arbeit ver-
weigert, wird das erhebliche
dienstrechtliche Konsequenzen
haben. Doch ich bin sicher, die
Mehrzahl der Polizisten ist ver-
nünftiger als ihre Gewerkschaft.“
Sein Brandenburger Kollege Jörg
Schönbohm (65, CDU) meint:
„Die Äußerungen von Herrn Frei-
berg sind maß- und verantwor-
tungslos. Auch Herr Freiberg darf
Beamte nicht dazu aufrufen, ihre
Pflicht zu verweigern.“

Bei der Sitzung des Schleswig-
Holsteinischen Landtages am 15.
November 2002 sagte der Abge-
ordnete Klaus-Peter Puls (SPD):
(wörtliche Wiedergabe aus dem
Protokoll) „Meine Damen und
Herren, ich habe mir ein
Zettelchen gemacht. Der Vorsit-
zende der Bundes-GdP, Herr Kon-

rad Freiberg, ein Mann, den ich
persönlich kenne und schätze, hat
sich dazu verstiegen, die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des
öffentlichen Dienstes als Arbeits-
sklaven zu bezeichnen. Das halte
ich für unzumutbar. Er hat aufge-
rufen zu einem Aufstand der Ord-
nungshüter, er hat aufgerufen
zuraufgabe der Loyalität der Be-
amten und Mitarbeiter des öffent-
lichen Dienstes. Das ist
disziplinarrechtlich relevant, mei-
ne Damen und Heren! Das geht
über die Wahrnehmung des-
wohlverstandenen Demonstrati-
onsrechts hinaus!" (Zitatende)

Nachdem der Bundesrats-
innenausschuss beschlossen hat,
sich mit der Gesetzesinitiative
Berlins „Öffnungsklausel“ erst
am 30. Januar 2003 zu beschäfti-
gen, könnte die Zeittafel für das
Gesetzgebungsverfahren wie
nachfolgend aussehen. Die kon-
kreten Abläufe hängen aber stark
vom Tarifgeschehen ab, so dass
Abweichungen möglich sind.

Zeittafel

30. Januar 2003 -  Beratungen
des Gesetzesentwurfes im
Bundesratsinnenausschuss

14. Februar 2003 - 1. Durch-
gang Bundesrat

Ende Februar 2003 - Zulei-
tung des Gesetzentwurfs an den
Deutschen Bundestag einschließ-
lich der Stellungnahme der Bun-
desregierung zum Gesetzentwurf

10.-14.März 2003 - 1. Lesung
Deutscher Bundestag – Überwei-
sung an den Innenausschuss

31. März –4. April 2003 - ab-
schließende Beratung im
Innenausschuss

7. – 11. April 2002 - 2. und 3.
Lesung Deutscher Bundesrat

23. Mai 2003 - 2. Durchgang
Bundesrat

Liebe Kolleginnen und
Kollegen, zeigt Solidari-

tät und kämpft mit, denn
nur gemeinsam sind wir

stark!
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LKA, kompetent informiert.

Zur Ausgangslage:

Auf der Basis der im Frühjahr
2001 vom Kabinett beschlossenen
Stellen- und Beförderungs-
konzeption für die saarländische
Polizei erfolgen seit 01. Oktober

2001 ausbildungs- und prüfungs-
freie Überleitungen aus A 9 mD
nach A 9 gD.

Beförderungsmöglichkeiten
nach A 10 (bis zu 30 %) und A

11 (bis zu 10
%) sollen die
nicht mehr
vergebene A
9 mZ ausglei-
chen.

Für die am
0 1 . 1 0 . 0 1
Übergeleite-
ten wurde
zum weiteren
Ausgleich die
Wartezeit um
ein halbes
Jahr verkürzt,
sodass die er-
s t e

Beförderungsmöglichkeit nach A
10 am 01.04.04 existiert.

Zu diesem Termin konkurrie-
ren diese Kollegen mit den zuvor
aus der A 9 mZ Übergeleiteten
(derzeit noch ca. 120, dann abzgl.
der mittlerweile nach A 10 Beför-
derten).

Nach der aktuellen Beurteilung
dürfte dann als weiteres Auswahl-
kriterium grundsätzlich das Rang-
dienstalter in Betracht kommen,
was i.d.R. die zuvor aus der A 9
mZ Übergeleiteten bevorteilen
würde.

Weil die bislang für den Zeit-
raum bis einschließlich 01.04.04
vorgesehenen A 10 -Beförderun-
gen geringer als die Zahl der A 9
mZ – Anwärter waren, hätten
grundsätzlich nur solche aus A 9
mD Übergeleiteten eine echte
Beförderungschance nach A 10,
die in der zum 01.10.02 anstehen-
den anlassbezogenen Beurteilung
überdurchschnittlich beurteilt
werden.

Bei dieser bevorstehenden
anlassbezogenen Beurteilung
sind als Orientierungsparameter
zu berücksichtigen, dass bei der
periodischen Beurteilung im Ok-
tober 01 bei der Gruppe der Über-
geleiteten landesweit nur 6 Kol-
legen überdurchschnittlich beur-
teilt wurden, und bisher bei
anlassbezogenen Beurteilungen
ein eher „restriktiver“ Ansatz galt.

So entstand bzw. entsteht ein
echter „gordischer“ Knoten.

Überlegungen:

Im Vorfeld sowie bei der Ver-
anstaltung wurden mit großer
Zeitinvestition Lösungsansätze
entwickelt und diskutiert. Dazu
gehörten etwa eine weitere Tren-
nung der „Säule Übergeleitete“ in
A 9er und A 9 mZler – verbun-
den mit einer getrennten
Beförderungsauswahl, eine Ab-
bildung der laufbahnrechtlichen
Trennung der Säulen Übergelei-
tete und Lehrgangsabsolventen in
den Beurteilungsrichtlinien oder
„zielorientierte“ anlassbezogene

BEFÖRDERUNGEN

Systematik und Entwicklung der Stellenstruktur
Eine Perspektive für alle !?

Mit den Themenschwer-
punkten

● Anlassbezogene Beurtei-
lungen der am 01.10.01 prüfungs-
frei Übergeleiteten

● Verteilung der Beför-
derungsmöglichkeiten auf die
„Säulen“ Übergeleitete und
Lehrgangsabsolventen

● Konkurrenzen untereinan-

der innerhalb der beiden Säulen
beschäftigte sich eine Informa-

tionsveranstaltung der GdP am
14.11.02 in Saarbrücken.

Weit über 150 interessierte
KollegInnen wurden von Corin-

na Miller, Leiterin Ref. D6, sowie
Paul Haben und Harald Weiland,
den Leitern der LPD bzw. des

Von Hugo Müller

Beurteilungen mit einem „erhöh-
ten“ Anteil überdurchschnittlich
Beurteilter.

In der Veranstaltung wurde von
den beteiligten Verantwortlichen
allerdings deutlich ausgeführt und
erläutert, dass bzw. warum solche
Lösungsideen nicht realisierbar
sind.

Die Lösung: Auswei-
tung der
Beförderungsstellen

Gleichwohl wurden schließlich
in der Veranstaltung von den
ReferentInnen problemlösende,
mit der Ministeriumsspitze abge-
sprochene Perspektiven aufge-
zeigt. Die Lösung soll in einer
maßvollen Ausweitung der
Beförderungsmöglichkeiten nach
A 10 bestehen. Dies würde dazu
führen, dass zum 01.04.04 –und
insofern unabhängig von der mit
den anlassbezogenen Beurteilun-
gen entstehenden Beurteilungs-
lage- eine Beförderungs-
konkurrenz zwischen aus A 9 mD
und A 9 mZ Übergeleiteten nicht
mehr existierte. Das bedeutet also,
dass die aus der A 9 mZ überge-
leiteten Kollegen spätestens zu
diesem Zeitpunkt bereits beför-

Die Aula war voll besetzt LKA-Chef Harald Weiland

V.l.n.r.: Paul Haben, Corinna Miller, Hugo Müller
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dert worden sind.
Gleichzeitig soll die Ausschöp-

fung aller im Bereich „Lehrgangs-
absolventen“ möglichen Beförde-
rungen (60 % in A 10, 20 % in A
11) dafür sorgen, dass der vom
Konzept angestrebte Gleichklang
zwischen den unterschiedlichen
Gruppen nicht in Schieflage ge-
rät.

Fazit
Im Ergebnis bleibt festzuhal-

ten, dass in einem offensichtlich
sehr viele interessierenden
Problemfeld das andauernde und
nachhaltige „GdP-Nachhaken“
positiv gewirkt hat und jetzt ech-
te Problemlösungsansätze er-
kennbar werden. Den
ReferentInnen sei Dank gesagt für
ihre Bereitschaft, sich in diesem
schwierigen Komplex den kriti-
schen Fragen zu stellen und sich
im Sinne einer hoffentlich guten
Lösung engagiert zu haben.

P.S. Noch Fragen? Antworten
über die Landesgeschäftsstelle,
Tel. 0681-811498.

SCHULUNGSPROGRAMM

Zum 50. Geburtstag
Hans-Peter Comtesse, Hans-

Josef Brill, Alban Stolz, Werner
Velten, Hartmut Zimmer, Man-
fred Ehre, Charlotte Klauck, Her-
bert Kessler, Werner Meyer, Franz
Peter Schmidt, Robert Riga, Jür-
gen Meiser

Zum 60. Geburtstag
Helmut Weigerding, Franz

Lindlbauer, Herbert Bühl, Gerda
Höche

Zum 65. Geburtstag
Alfons Schmelzer

Zum 75. Geburtstag
Urban Braun, Karlheinz

Berhard

Zum 80. Geburtstag
Franz Kiefer

Natürlich gilt unser Glück-

KG LANDESPOLIZEIDIREKTION

Gratulationen
wunsch auch allen, die am 1.
Oktober ihre Beförderung entge-
gennehmen konnten.

Dass die Seniorenarbeit in
unserer Kreisgruppe so hervor-
ragend funktioniert, geht auf die
prima Arbeit des Senioren-
vertreters Karlheinz Berhard zu-
rück. Ihm deshalb noch ein be-
sonderer Glückwunsch zu sei-
nem Geburtstag.

Karlheinz Berhard

Am 30. Oktober 2002 verstarb
unser langjähriges Mitglied
EPHK a.D. Helmut Wiesen im Al-
ter von 61 Jahren.
Helmut Wiesen war über ein

Jahrzehnt Vorsitzender der
Beamtenrechtskommission der
saarländischen GdP und Mitglied
der Kommission auf Bundesebe-
ne.
Wir trauern mit seinen Hinter-

bliebenen und werden ihm ein eh-
rendes Andenken wahren.

NACHRUF

Helmut Wiesen verstorben

Helmut Wiesen
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Wieder einmal stand auch die
saarländische Bereitschaftspolizei
mit ihrer Einsatzhundertschaft vor
einer großen Herausforderung:

Der bisher längste bzw. größte
Castor-Transport nach Gorleben
ins dortige -politisch höchst um-
strittene- Zwischenlager (ZL)
stand an.

Lange vor dem eigentlichen
Großeinsatz galt es die äußeren
Rahmenbedingungen so zu ge-
stalten, dass die für diese schwie-
rige Aufgabe notwendigen Vor-
aussetzungen zu einem guten Ge-
lingen geschaffen würden. Trotz
ständigen Bemühens der nieder-
sächsischen Logistiker war es in
den zurückliegenden Einsätzen
immer mal wieder zu Problemen
mit der Unterbringung, der Ver-
pflegung oder auch der aus den
langen Anfahrtswegen resultie-
renden Dienstzeiten gekommen.
Die saarländischen „Delegatio-
nen“ waren dabei in der Vergan-
genheit immer relativ gut weg
gekommen, was nicht zuletzt
auch auf das frühzeitige und ko-
operative Zusammenwirken zwi-
schen Einsatzleitung und Perso-
nalräten zurück zuführen war.

Von daher war es auch dieses
Jahr eine Selbstverständlichkeit
für die GdP-Personalräte sowohl
im Vorfeld -es gab zwei Wochen
vor dem eigentlichen Einsatz eine
Besprechung zwischen der Ein-
satzleitung und allen Personal-
vertretern der Länderpolizeien
und des BGS, an der auch der
PHPR-Vorsitzende Reinhold
Schmitt teilnahm- als auch wäh-
rend des Einsatzes vor Ort nicht
nur die logistischen Vorausset-
zungen sondern die Einsatz-
bedingungen insgesamt im Inter-
esse der eingesetzten Beschäfti-
gen zu begleiten.

Für den Personalrat bei der
Landespolizeidirektion übernahm
diese wichtige Betreuungs-
funktion der Kollege Otto Kempf,
indem er bereits montags mit der
Einsatzhundertschaft in den Ein-
satzraum verlegte, für den Polizei-
hauptpersonalrat reiste der Kolle-
ge Reinhold Schmitt einen Tag
später an.

Aus unserer Sicht waren die
Container-Stuben, die noch neu
waren, hervorragend geeignet,
wenn gleich auch die Belegung
mit lediglich zwei KollegInnen
immer noch Wunschdenken
bleibt. Auch die Anzahl der Du-
schen wäre durch Verdoppelung
optimierbar. Die krachneuen Ein-
satzanzüge bestanden ihre erste
richtige Bewährungsprobe posi-
tiv.

Die Versorger, für den Küchen-
einsatz unterstützt durch zwei
Tarifbeschäftigte, leisteten fast
Unglaubliches, um die eingesetz-
ten Beamtinnen und Beamten bei
Laune zu halten. Getreu dem
Motto „wie die Verpflegung, so
die Bewegung“ gelang es den
Versorgern, denen auch an dieser
Stelle Dank und Lob ausgespro-
chen werden muss, mit für die
notwendige Motivation zu sorgen.
Absolutes Highlight war ihr auf-
gebautes Frühstücksbuffet im
Rahmen der ersten zwölfstündi-
gen Nachtschicht unmittelbar vor
dem von uns zu schützenden Ob-
jekt Zwischenlager. Lediglich die
Rühr- bzw. Spiegeleier mit Speck
wurden noch vermisst. Doch dar-
an wird für den nächsten Einsatz
noch gearbeitet.

Die beiden Nachtdienste, in
deren Verlauf unsere Hundert-
schaft in Gorleben einen Teil der
Transportstrecke und zwei Objek-
te zu schützen hatte, verliefen
auch für uns Personalvertreter
ohne größere Probleme, quasi rei-
bungslos.

Beeindruckend, auch für einen
Brokdorf erprobten Personalrat,
war die Abwicklung der letzten
Einsatzphase, der Straßen-
transport, schon. Kurz vor 06:00
Uhr bezogen tausende
PolizistInnen Position, um einen
reibungslosen Straßentransport
zu gewährleisten. Das Wendland
ist grün, hier und dort Blaulicht.
Alleine die landschaftliche Kulis-
se, Morgengrauen, aus Wiesen
und Wäldern sowie der nahen
Elbe aufsteigender Dunst, fast to-
tenstill weil kein Straßenverkehr
mehr stattfindet. Die Anspannung

löst sich langsam beim Heran-
rollen der Castoren. Nachdem ge-
meldet wurde, dass der letzte
Transporter ins ZL eingefahren
ist, spürt jeder und jede die Er-
leichterung. Es ist mal wieder gut
gegangen. Dankenswerterweise
auch auf Grund der Motivation,
des Engagements und des Ein-
satzwillens auch und gerade der
saarländischen Einsatz-

CASTOR - EINSATZ

Frühstücksbuffet am Zwischenlager
Ein Einsatzbericht von Reinhold Schmitt

hundertschaft. Nur diese heraus-
ragenden Eigenschaften konnten
dann anschließend auch noch ei-
nen Folgeeinsatz übers Wochen-
ende zur Unterstützung der Ham-
burger Polizei gewährleisten.

Ihr seid schon echt gudd, Kol-
leginnen und Kollegen. Deshalb
ein großes Kompliment von den
GdP-Personalräten. RS

Auch in diesem Jahr wollen wir
am Bikertreffen in Berlin mit ei-
ner saarländischen Gruppe teil-
nehmen.

Anreise und Rückreise ist mit
je einer Übernachtung geplant,
wodurch sich folgender Zeit-

BIKERTREFFEN

rahmen ergibt: Anreise 28/29
April, Rückreise 1./2. Mai 2003.

Informationen und Anmeldung
bei Reinhold Schmitt, Tel. 0681-
9621512 , bzw. Ringleitung 763-
1512 anmelden.
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JUNGE GRUPPE

Mängel an der Fachhochschule

Im Juli und August diesen Jah-
res verteilten wir von der JUN-
GEN GRUPPE an der FH in den
Kursen P22 und P23 Mängel-
listen. Darauf konnten die Kolle-
gen ohne Vorgabe auflisten, was
sie an der FH an sich und der
Ausbildung im allgemeinen ver-
bessern würden. Das gleiche füh-
ren wir natürlich auch noch bei
der P21 und 24 durch, und eben-
falls auch bei den Dozenten.

Ziel des ganzen ist es, uns ei-
nen Überblick über die Probleme
und Ideen der Kollegen zu ver-
schaffen. Denn dass die Kollegen
vielfältige Probleme an der FH
haben, dürfte fast jedem bekannt
sein; nur genau welche eher we-
niger und erste recht nicht, dass
sie auch einige Ideen haben, um
diese zu lösen

Die Resonanz auf die Mängel-
listen war zu unserer Überra-
schung gewaltig. Dafür an dieser
Stelle herzlichen Dank an die
Kollegen, die sich daran beteiligt
haben. Zwar mussten auch eini-
ge Schwachsinnigkeiten heraus-
gekürzt werden (es gibt also kei-
ne halbnackten Rundengirls, die
die nächsten Unterrichtseinheiten
anzeigen!!!), aber ansonsten wa-
ren wir echt von dem Ideenreich-
tum und vor allem von den teil-
weise ausführlichen Lösungsvor-
schlägen begeistert.

Wir haben dann aus diesem
Sammelsurium aller möglicher
Ideen und Probleme eine Liste
erstellt, die die wichtigsten und
meist genannten Problemfelder
aufgreift; die nicht aufgeführten
sind natürlich nicht vergessen!

Die Top Ten:

1. Selbstverteidigung:
 Durchgehend alle Kurse waren
sich einig, dass dieses Fach viel
zu kurz kommt, sogar teilweise
gar nicht mehr angeboten wird,
aber für die polizeiliche Praxis
sehr wichtig ist. Eine
Routinierung der Techniken ist
nach der momentanen Stunden-
vorgabe nicht möglich.

2. Entzerrung der Klausuren
im Grundstudium und Ansiede-
lung der Wachpraktika: Im ersten
Jahr sind trotz geringer theoreti-
scher Grundlagen (eingriffs-
rechtlich gar keine Ausbildung)
fast alle Wachpraktika. Dadurch
bleibt natürlich wenig Zeit für
lerntechnische Studienabschnitte
und somit auch für Klausuren.
Klar, der Stoff muss ja erst ein-
mal vermittelt werden. Vielleicht
wäre eine Entzerrung durch Ver-
schiebung der Praktika eine Mög-
lichkeit. Mit etwas mehr Wissen
macht das Praktikum ja auch
mehr Spaß.

3. Zulassung zum Haupt-
studium durch Erreichen einer
vorgegebenen Gesamtpunktzahl:
Schwächere Fächer können so
durch stärkere ausgeglichen wer-
den. Des weiteren entsteht ein ent-
sprechender Gesamteindruck des
Studenten.

4. Most Wanted war natür-
lich auch ein zentraler Aus-
bildungsort: Zur Zeit besteht
kaum Kontakt zu anderen Jahr-
gängen, somit ist auch wenig Er-
fahrungsaustausch möglich.
Auch die Anfahrtszeiten der Do-
zenten zu den Verschiedenen
Standorten würde sich erübrigen.

5. Das Fach „Methodik wis-
senschaftlichen Arbeitens“ wäre
im ersten Studienjahr ebenfalls
als sinnvoll anzusehen. Vielleicht
ist da eine Splittung der Stunden
möglich. Anfänglich zugunsten
der Subsumptionstechnik, später
Bezug nehmend auf die Studien-
arbeit.

6. Gesellschaftswissen-
schaftlicher Bereich: Durchge-
hend ist hier der fehlende Praxis-
bezug bemängelt worden. Freuds

anale Phase bringt dem Polizei-
schüler nicht wirklich was…

7. Einsatztraining: Kompli-
ment an die Trainer, leider viel zu
geringer Stundenansatz.

8. Schießausbildung: Auch
hier ist wäre ein regelmäßiges
Pflichtprogramm wünschenswert.

9. Fremdpraktikum ?!
10. Erste-Hilfe-Ausbildung:

Müsste Bestandteil der Ausbil-
dung sein. Externe Anbieter ge-
hen nicht auf polizeispezifische
Problemfelder, wie z. B. Eigen-
sicherung, ein.

Und wie geht’s jetzt weiter?
Denn Probleme benannt zu haben,
ist ja schön. Aber sie anzupacken
und zu lösen eine andere. Natür-
lich wird die JUNGE GRUPPE
nicht jedes Problem lösen können,
und die meisten brauchen leider
viel Zeit. Wir sind uns dessen sehr
wohl bewusst. Aber an der FH
muss sich endlich etwas bewegen
und wir wollen dazu beitragen!

Noch im November treffen wir
uns mit dem Fachbereichsleiter
Herrn POR Birtel um über die von
den Kollegen stammenden Vor-
schläge und Probleme zu spre-
chen. Vorab können wir schon
sagen, dass Herr Birtel in einigen
Punkten mit uns der selben Mei-
nung ist und auch selbst schon um
eine Lösung bemüht. In anderen
Punkten sind wir anderer Auffas-
sung und darüber muss gespro-
chen werden. Vielleicht finden wir
ja einen Nenner. Wir freuen uns
jedenfalls auf das Gespräch.

Aber jeder sollte sich im kla-
ren sein, dass für die meisten Pro-
bleme an der FH, nicht die FH und
deren Fachbereichsleiter sondern
die Politik verantwortlich ist.
Denn SIE setzt die entscheiden-
den Rahmenbedingungen.

Angefangen bei der alten Lan-
desregierung, die nie die FH mit
den nötigen finanziellen und per-
sonellen Mitteln ausstattete, die
nötig gewesen wären, eine mehr
an der Praxis orientierte Ausbil-
dung durchzuführen.

Noch die neue Landesregie-
rung, die dieses Jahr dankenswer-
terweise 125 Kollegen eingestellt
hat, aber es nicht schafft endlich
einen Standort für die gesamte
polizeiliche Aus- und Fortbildung
zu schaffen. Dabei immer noch
von einer Zwischenlösung zu re-
den, ist eine Frechheit. Denn die-
se sogenannte „Zwischenlösung“
dauert nun schon in der 7. Gene-
ration an.

Und deshalb ist das auch die
Hauptforderung der JUNGEN
GRUPPE an unsere Innenmini-
sterin Annegret Kramp-Karren-
bauer: Schaffen sie endlich ein
Standort für die gesamte Aus- und
Fortbildung der saarländischen
Polizei. Denn dies ist die Grund-
voraussetzung für eine Ausbil-
dung, die die Kollegen in die Lage
versetzt, die weiter steigenden
Anforderungen an den Polizei-
beruf bewältigen zu können.

Der Landesjugendvorstand

JLANDES OURNAL

Die Kreisgruppen Saarbrücken Stadt und Land, Landeskriminal-
amt u. a.  laden ein zum

traditionellen Neujahrsempfang am Freitag, dem 17. Januar
2003, 18:00 Uhr, im Bürgerhaus Saarbrücken-Burbach.

Der Empfang wird musikalisch umrahmt von der Band "Rebound"
sowie der Tanzgarde der KG "Mir sin do".

 Eintritt und ein pikanter Imbiss sind frei.

Neujahrsempfang 2003
VERANSTALTUNG

Jens Berner
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Geburtstage und Infoveranstaltung

Adolf Koch

Der Kollege Adolf Koch aus

Rappweiler-Zwalbach ist ein
Mann der ersten Stunde und kann
auf 50 Jahre Mitgliedschaft in der
GdP zurückblicken.POM a.D.
Adolf Koch, der im vergangenen
Juni seinen 83. Geburtstag im
Kreis seiner Familie, Freunde und
Kollegen der GdP feierte, wohnt
mit seiner fürsorglichen Tochter
Gabi ganz idyllisch am
Zwalbacher Waldesrand. Nach
wie vor frönt er seinen Hobbys,
der Musik und dem Gesang.

Anlässlich der Ehrung für sei-
ne 5ojährige Treue zur GdP hatte

er seine Verwandten und Freun-
de eingeladen und alle kamen.
Höhepunkt der Feierlichkeiten
war das von Tochter Gabi zube-

reitete Festes-
sen. Kollege
Koch ließ es
sich nicht
nehmen, die
Gäste mit sei-
nen amüsan-
ten Reimen zu
unterhalten.

L i e b e r
Adolf, wir
wünschen Dir
noch eine lan-
ge Zeit im
Kreise Deiner
Lieben in
Glück und
Gesundheit.
CWil.

Johann Schumacher

Am 12. Oktober 2002 feierte un-
ser Kreisgruppenmitglied Hans
Schumacher seinen 80-igsten Ge-
burtstag. Hans Schumacher, geb.
am 12.10.1922 in St. Wendel,
wurde nach Kriegsende am 2. Fe-
bruar 1947 bei der damaligen
Gendarmeriebrigade Nennig als
Wachtmeister auf Probe einge-
stellt. Von 1957 bis zu seiner
Ruhestandsversetzung am 1. No-

vember 1982
war Hans
Schumacher
beim Polizei-
posten Perl
bed iens te t .
H a n s
Schumacher
ist seit Au-
gust 1951
Mitglied der
Gewerkschaft
der Polizei.
Im vergange-
nen Jahr wur-
de er vom Mi-
nisterpräsi-
denten des
Saar landes
für seine 50-
jährige Mit-

gl iedschaft
geehrt.
Als rüstiger
R e n t n e r
nimmt Hans
Schumacher
regelmäßig
a m
Grenzland-
kegeln der
Dienststellen
Polizeiposten
Perl, BGS
Nennig und
der Police
Remich/Luxemburg teil.
Wir wünschen unserem Jubilar
weiterhin viel Glück und vor al-
lem Gesundheit. DK

Geburtstage im Vor-
stand

Bei der Vorstandssitzung am
28. November konnte Kreis-
gruppenvorsitzender Christof
Wilhelm die Vorstandsmitglieder
Dieter Kiefer und Dietmar Maus
zum 40. Geburtstag gratulieren.
An dieser Stelle nochmals die
besten Wünsche.

Infoveranstaltung zum
Versorgungsrechtsän-
derungsgesetz

Die GdP-Kreisgruppe MZG-
Wadern lud im Oktober zur o.g.
Info-Veranstaltung in den großen
Besprechungsraum der PI

Wadern.
Mit dem Kollegen Carsten

Baum und Michael Habermann
von der PVAG standen hochka-
rätige Referenten den Kollegen/
Innen Frage und Antwort.

Nach der Begrüßung durch den
Kreisgruppenvorstand erläuterte
Carsten Baum im ersten Teil die
Rechtssituation und legte scho-
nungslos die gravierenden Ein-
schnitte bei der Versorgung offen.

Nach einem kleinen Imbiss
stellte Michael Habermann im
zweiten Teil der Veranstaltung die
Produktpalette des GdP-Koopera-
tionspartners PVAG vor.

Im Anschluss standen die Re-
ferenten den interessierten Kolle-
gen/Innen für persönliche Fragen
zur Verfügung, bei Bedarf wurde
eine persönliche Versorgungs-
analyse gefertigt.

Insbesondere Carsten Baum
musste zahlreiche Fragen der Kol-
legen beantworten.

Gut zu wissen, dass man solch
einen Fachmann in den eigenen
Reihen hat. Danke Carsten! CWil

KG LANDESKRIMINALAMT

Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung der Kreisgruppe LKA findet statt am
Dienstag, 7. Januar 2003, um 16:00 Uhr, im Restaurant Undi-

ne, Bismarckstr. 129, Saarbrücken(Achtung: Neue Örtlichkeit!).
Wegen der anstehenden Probleme wie „Öffnungklausel, Beihilfe-

verschlechterungen, Heraufsetzung des Pensionsalters“ pp. ist es wich-
tiger denn je zusammenzustehen und Flagge zu zeigen, auch in Form
zahlreicher Teilnahme an unserer Versammlung!   Harry GörensChristof Wilhelm ehrt Adolf Koch (rechts)

V.l.n.r.: Christof Wilhelm, Dietmar Maus, Dieter Kiefer

Hans Schumacher (links), Hugo Bohr (rechts)
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Wissenschaftler, Verwaltungs-
fachleute, Vertreter von Verbän-
den sowie beamtenpolitische Ex-
perten aus den DGB-Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes
hatte der DGB für 17. Oktober
2002 nach Berlin zum Hearing
geladen. Aus GdP-Bundesvor-
stand und -geschäftsstelle nah-
men der stellv. Bundesvorsitzen-
de Bernhard Witthaut und der für
Beamten- und Seniorenpolitik zu-
ständige Sekretär Hans Adams
teil. Als Zuhörer aus dem Saar-
land waren der Landes- und stellv.
Bundesvorsitzende der GdP-Se-
nioren Artur Jung sowie der Vor-
sitzende des Bundes-
fachausschusses Beamten- und
Besoldungsrecht, Carsten Baum,
angereist. Mit Staatsekretär Josef
Hecken aus dem Saarbrücker Mi-
nisterium für Frauen, Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales saß ein
weiterer Saarländer im Experten-
podium des Hearings. Es lieferte
nützliche Erkenntnisse für die
gesundheits- und gewerkschafts-
politische Debatte.

Aktuelle Situation
des Beihilfesystems

Ebenso wie die Altersvorsorge-
kosten steht auch die
Finanzierbarkeit der Krankheits-
kosten auf dem Prüfstand. Gera-
de sind den Medien von Bundes-
gesundheitsministerin Schmidt
für 2003 gezielte Einsparungen
von 3 Mrd. Euro durch
Beitragserhöhungsverbote für die
Kassen in die Notizblöcke diktiert
worden. Im Gefolge der ebenfalls
angekündigten Gesundheitsre-
form insgesamt wird sicher auch
die Beihilfe verstärkt ins Ge-
spräch kommen.

Auf Grund der Erfahrungen aus
der zurückliegenden Versor-
gungsdebatte bedeutet dies Alarm
für uns Gewerkschafter: Wenn auf
dem Sprechzettel eines Politikers
oder einem neuen Gesetzentwurf
so etwas wie „Reform“, „Moder-
nisierung“, „Innovation“, „Fort-
entwicklung“, „Verschlankung“,
„Stabilisierung/Konsolidierung“,

DGB-HEARING

Reformoptionen im Beihilfesystem
Carsten Baum berichtet aus der rund achtstündigen Fachdiskussion in Berlin

„Zukunftssicherung“ etc. drauf-
steht, dann ist Sparen drin. Na-
türlich wollen alle nur unser Be-
stes – nämlich unser Geld.

Insbesondere die Länder wis-
sen bisher auf die auch in der Bei-
hilfe steigenden Kosten nur eine
Antwort: Sie streichen Leistungen
der Beihilfe und führen Eigenan-
teile (beschönigend „Kosten-
dämpfungspauschale“ genannt)
ein; so werden bereits aktuell den
Beihilfeberechtigten übers Jahr
gesehen Selbstbehalte in unter-
schiedlicher, oft nach Besoldungs-
gruppen gestaffelter Höhe abver-
langt, so z.B. in Baden-Württem-
berg (76,69 Euro pro Jahr), in
Hamburg (102 Euro), Nordrhein-
Westfalen (100-500 Euro) und
Berlin (ab 2003 geplant: 50-770
Euro).

Auch hinsichtlich der Beteili-
gung von „Vater Staat“ an den
Aufwendungen seiner Beschäftig-
ten in (O-Ton Beihilfevor-
schriften) „Krankheits-, Geburts-
und Todesfällen“ generell herrscht
in Deutschland - entsprechend
seinem föderalen System - ein
buntes Allerlei. Um einen aktuel-
len Überblick zu erhalten, hatte
der GdP-Bundesvorstand aus den
GdP-(Landes-)Bezirken bereits
Anfang 2002 die jeweils dort be-
stehenden Regelungen abgefragt.
Danach wenden die gemäß § 200
BBG erlassenen Beihilfevor-
schriften des Bundes mit Beihilfe-
fähigkeit auch stationärer Wahl-
leistungen (neben dem Bund für
die eigenen Beschäftigten) nur
noch fünf (darunter vier der neu-
en!) Bundesländer an, die ande-
ren Länder wenden sie auf Grund
eigener Beihilfeverordnungen nur
angenähert, eingeschränkt bzw.
mit unterschiedlich ausgestalteten
Selbstbehalten an. In manchen
Ländern besteht für bestimmte
Personengruppen noch freie Heil-
fürsorge, in anderen ist diese ganz
abgeschafft. Mancherorts sind
stationäre Wahlleistungen noch
beihilfefähig, andernorts dagegen
überhaupt nicht mehr oder nur
noch gegen Eigenbehalt bzw. Zu-
zahlungen. In Rheinland-Pfalz ist
aktuell daran gedacht, einen

„Zweibettzimmerzuschlag“ in
Höhe von 13 Euro vom Monats-
gehalt zu erheben, wenn Beihil-
feberechtigte solche Leistungen in
Anspruch nehmen wollen (siehe
Landesteil Rheinl.-Pfalz von
‚deutsche Polizei’, Ausgabe 11/
2002). Dies wäre eine Art
„Beihilfezusatzversicherung“ –
rechtlich bedenklich, soweit da-
mit ein „Einstieg in den Umstieg“
vom Erstattungs- zum Ver-
sicherungsprinzip versucht wird.

Ein Hearing – tausend
Fragen

Ist unser derzeitiges Gesund-
heitswesen für Versicherte und
Kassen allgemein, ist die Beihilfe-
gewährung für Beamte durch den
Staat noch finanzierbar? Wie kann
die Qualität der Gesundheits-

versorgung gesichert werden,
ohne dass Kosten und Kassen-
beiträge aus dem Ruder laufen?
Brauchen wir einen Beihilfe-
bericht? Können und sollen alle
oder zumindest die neu eingestell-
ten Beamten in die gesetzliche
Krankenversicherung (GKV)
überführt werden? Woran brüten
die Dienstherren, was sagen Juri-
sten, Verwaltungswissenschaftler
und Ökonomen, welche Haltung
nehmen Krankenversicherer und
Ärzteschaft ein? Wofür und wo-
gegen müssen sich die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes
gesundheits- und gewerkschafts-
politisch wappnen – mit DGB und
GdP an ihrer Seite? Was ist
gesamtgesellschaftlich verträg-
lich, auch im Verhältnis der Ge-
nerationen und Beschäftigten-
gruppen zukunftsfähig und sozi-
al gerecht?         wird fortgesetzt

Anzeige

LANDES OURNALJ


